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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Straffreiheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Als Beitrag zu einer Bereinigung der durch 
die Aufteilung Deutschlands entstandenen in- 
nerdeutschen Spannungen werden Aussetzun- 
gen der Strafvollstreckung und Straffrei- 
heit für Straftaten, die in der Zeit zwischen 
dem 23. Mai 1949 und dem 17. August 1956 
begangen sind, nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gewährt. 

§ 2 

(1) Die Vollstreckung aller bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes rechtskräftigen Stra- 
fen, die auf Grund der §§ 80, 81, 84, 89, 90, 
90 a, 91, 92, 93, 94, 95, 96 und 97 des Straf- 
gesetzbuchs ausgesprochen sind, wird ausge- 
setzt. 

(2) Dasselbe gilt für Vergehen gegen die 

§§ 110, 111, 113, 114, 115, 116, 125, 

128, 129, 129 a, 130 und 131 des Strafgesetz- 
buchs, wenn sie aus politischen Beweggrün- 
den begangen sind. 

(3) Auf Verbrechen oder Vergehen nach 
den §§ 99, 100, 100 a, 100 b, 100 c, 1 00 d, 
100 e und 100 f des Strafgesetzbuchs findet 
die Regelung des Absatzes 1 nur dann An- 
wendung, wenn sie aus politischen Beweg- 
gründen und ohne die Absicht, sich Vermö- 
gensvorteile zu verschaffen, begangen sind. 

S 3 

(1) Über die Aussetzung nach § 2 entschei- 
det auf Antrag des Verurteilten das Gericht 
erster Instanz durch Beschluß. Gegen die Ent- 
scheidung findet die sofortige Beschwerde 
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Statt, soweit nicht der Bundesgerichtshof 
oder ein Oberlandesgericht entschieden hat. 

(2) Die Vollstreckung wird aufgenommen 
oder fortgesetzt, wenn der Verurteilte wegen 
einer innerhalb von drei Jahren nach 
Rechtskraft des Aussetzungsbeschlusses (Ab- 
satz 1) begangenen Straftat im Sinne des § 2 
rechtskräftig verurteilt wird. 

(3) Nach Ablauf von drei Jahren nach 
Rechtskraft des Aussetzungsbesdilusses (Ab- 
satz 1) ist auf Antrag des Verurteilten die 
Strafe zu erlassen, wenn nicht eine Anord- 
nung nach Absatz 2 ergangen Ist. Wird vor 
Ablauf dieser Frist ein Verfahren wegen einer 
Straftat im Sinne des § 2 eingeleitet, so ist 
die Entscheidung über den Erlaß bis zum 
reditskräftigen Abschluß dieses Verfahrens 
auszusetzen. Straftaten, die erst nach Ablauf 
der Frist des Satzes 1 bekanntwerden, blei- 
ben unberücksichtigt. 

(4) Für die Entscheidungen nach Absatz 2 
und 3 gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 4 

(1) Ist der Verurteilte wegen mehrerer 
Straftaten, von denen eine oder mehrere 
nicht zu den in § 2 genannten gehören, ver- 
urteilt worden, so hat das Gericht, das die 
Gesamtstrafe gebildet hat, auf Antrag des 
Verurteilten binnen drei Monaten eine er- 
neute Gesamtstrafe zu bilden, bei der die 
Verurteilungen auf Grund der in § 2 ge- 
nannten Straftaten unberücksichtigt bleiben. 
§ 3 gilt entsprechend. 

(2) Wird die Vollstreckung der Strafe ge- 
mäß § 3 Abs. 2 angeordnet, so ist eine neue 
Gesamtstrafe gemäß § 460 der Strafprozeß- 
ordnung zu bilden. 



§ 5 

(1) Verfahren wegen Straftaten im Sinne 
der §§ 1 und 2, die bei einem Gericht oder 
bei einer Staatsanwaltschaft anhängig sind, 
werden auf Antrag des Beteiligten im Sinne 
des § 157 der Strafprozeßordnung eingestellt; 
neue Verfahren werden nicht eingeleitet. 

(2) Das Gericht entscheidet über die Ein- 
stellung der bei ihm anhängigen Verfahren 
auf Antrag des Beteiligten außerhalb der 
Hauptverhandlung durch Beschluß, gegen 
den sofortige Beschwerde stattfindet, soweit 
nicht der Bundesgerldatshof oder ein Ober- 
landesgericht entschieden hat. Wird der An- 
trag auf Einstellung erst In der Hauptver- 
handlung gestellt, so Ist das Urteil zu ent- 
scheiden, das auf Verurteilung, Freisprechung 
oder Einstellung lauten kann. 

(3) Über die Einstellung der bei den 
Staatsanwaltschaften anhängigen Verfahren 
entscheidet auf Antrag des Beteiligten das 
Gericht nach Maßgabe des Absatzes 2 Satz 1, 
soweit die Staatsanwaltschaft nicht von Amts 
wegen einstellt. 

(4) Über die Anträge nadi Absatz 2 Satz 1 
und Absatz 3 ist in erster Instanz binnen 
eines Monats zu entscheiden. 

§ 6 

(1) Die Strafaussetzung und der Straferlaß 
erstrecken sich auf Nebenstrafen und Siche- 


rungsmaßnahmen, soweit sie noch nicht voll- 
streckt sind, auf gesetzliche Nebenfolgen, auf 
ausstehende Geldbußen, die in die Kassen des 
Bundes oder der Länder fließen, und auf 
rückständige Kosten. 

(2) Ist auf Einziehung oder Unbrauchbar- 
machung erkannt, so behält es dabei sein Be- 
wenden. 

§ 7 

(1) Vermerke über Strafen, die nach § 3 
erlassen worden sind, sind zu tilgen. 

(2) Auf Antrag des Verurteilten sind fer- 
ner zu tilgen Vermerke über Strafen, die be- 
reits verbüßt sind oder als verbüßt gelten 
und unter den Straferlaß nach diesem Gesetz 
fallen würden. 

§ 8 

Dieses Gesetz findet im Lande Berlin nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) Anwendung. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 23. Oktober 1956 

Dr. Dehler und Fraktion 
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